
Verpflichtungen der privaten Industriebetriebe als Lie
ferer (GBL 1956 I S. 7), deren Strafbestimmung (§ 8) 
von der Ordnungswidrigkeit ausgeht und eine Bestra
fung nach § 9 WStVO nur in schweren Fällen androht, 
so daß ein offensichtlicher Widersprach zum Aufbau 
der WStVO entsteht, da der schwere Fall u. a. in § 9 
Abs. 2 WStVO besonders geregelt und mit Zuchthaus
strafe bis zu zehn Jahren bedroht ist, was jedoch nicht 
als ein schwerer Fall im Sinne der VO vom 22. De
zember 1955 angesehen werden kann.

Eine vollständige Regelung dieser Fragen enthält das 
Gesetz vom 8. Februar 1956 über Devisenverkehr und 
Devisenkontrolle (Devisengesetz — GBl. I S. 321). In 
§ 19 Abs. 1 wird der Grundtatbestand und in § 19 
Abs. 2 der qualifizierte Fall beschrieben, verbunden 
mit entsprechend unterschiedlichen Strafdrohungen. 
§ 21 des Devisengesetzes regelt schließlich die Strafbar
keit des minderschweren Falles.

Die Regelung der Strafbarkeit des schweren Falles 
nach §§ 2 bis 4 und 6 bis 9 Abs. 2 i. V. mit § 11 WStVO 
ebenso wie die Regelung der Strafbarkeit des besonders 
schweren Falles nach § 2 Abs. 2 Ziff. 1 bis 7 HSdiG 
enthält wichtige Kriterien für die Anwendung der ent
sprechenden Strafbestimmungen, wobei es sich aller
dings heute empfehlen dürfte, einzelne dieser obligato
rischen Strafschärfungsgründe zu verbessern, indem die 
genannten Merkmale konkretisiert oder noch stärker 
zusammengefaßt werden. Zu überprüfen wäre auch aus 
prinzipiellen Erwägungen die Strafschärfung wegen 
Rückfalls nach § 11 Ziff. 1 WStVO mit ihrer starren 
zeitlichen Begrenzung ab 8. Mai 1945, wodurch inzwi
schen bereits die relative Rückfallverjährung nach § 245 
StGB überschritten ist.

Es wäre angebracht, diese obligatorische Strafschär
fung bei einer gesetzlichen Neuregelung zu streichen, 
da auch dann noch innerhalb des gesetzlichen Strafrah
mens eine ausreichende Möglichkeit besteht, die Strafe 
unter Berücksichtigung sämtlicher Umstände zu indivi
dualisieren. Das entscheidende Kriterium für die Be
strafung ist jedenfalls die Art und die Schwere der be
gangenen verbrecherischen Handlung und nicht der 
Umstand, daß der Täter wegen eines Wirtschaftsver
brechens bereits einmal vorbestraft ist.

7. Im Interesse der konsequenten D u r c h s e t z u n g  
d e s  V e r s c h u l d e n s g r u n d s a t z e s  in unserem 
Strafrecht sollte der Tatbestand des § 10 WStVO neu 
gefaßt werden. Es widerspricht dem Prinzip der Prä
sumtion der Unschuld, wenn für eine Bestrafung nach 
§ 10 WStVO lediglich vorausgesetzt wird, daß in dem 
betreffenden Betrieb eine Zuwiderhandlung gegen die 
Vorschriften der §§ 1 bis 4 und 6 bis 9 WStVO begangen 
wurde und daß der Leiter oder Inhaber des Betriebes 
nicht in der Lage ist, nachzuweisen, daß er die im Ver
kehr erforderliche Sorgfalt zur Verhütung der straf
baren Handlung angewendet hat. In den meisten Fäl
len, die von dieser Vorschrift erfaßt werden, wird der 
Leiter oder Inhaber des Betriebes bei einer sorgfältigen 
und allseitigen Aufklärung des Sachverhalts entweder 
als Täter oder als Teilnehmer eines Wirtschaftsverbre
chens strafrechtlich verantwortlich sein. U. U. sollte eine 
dem § 357 StGB entsprechende Bestimmung geschaffen 
werden.

Die gesetzliche Strafandrohung
1. Die Strafbestimmungen sollen Strafdrohungen ent

halten, die der g e n e r e l l e n  S c h w e r e  d e r  u n 
t e r  S t r a f e  g e s t e l l t e n  H a n d l u n g e n  e n t 
s p r e c h e n  und die es zugleich in ausreichendem 
Maße ermöglichen, die konkreten Besonderheiten des 
einzelnen Falles bei der Strafzumessung der Strafe in 
Betracht zu ziehen.

Da die Auswirkungen der Handlungen, sowohl die 
verursachten als auch die möglichen Folgen und die 
sonstigen Umstände des Verbrechens im allgemeinen 
unterschiedlich sind, müssen grundsätzlich auch die an
gedrohten Strafen unter Berücksichtigung dieser Um
stände verschieden sein. Eine derartige Differenzierung 
der Strafdrohungen ist aber nicht gegeben, wenn be
stimmte Handlungen nach der Strafdrohung einer 
Blankettbestimmung, beispielsweise § 9 WStVO, zu 
bestrafen sind. Von dieser Tatsache muß die Recht
sprechung ausgehen, da sich aus dem Strafrahmen der 
Blankettgesetze keine unmittelbaren Schlußfolgerungen

auf die allgemeine Schwere des einzelnen Verbrechens 
ableiten lassen.

Dagegen sind differenzierte Strafdrohungen in einer 
Reihe von Gesetzen enthalten, z. B. in §§ 30 ff. des Ge
setzes vom 25. November 1953 zur Regelung des Jagd
wesens (GBl. S. 1175), in §§ 28 ff. des Warenzeichen
gesetzes vom 17. Februar 1954 (GBl. S. 216), in § 24 des 
Gebrauchsmustergesetzes vom 18. Januar 1956 (GBl. I 
S. 105) und in §§ 19 ff. des Devisengesetzes vom 8. Fe
bruar 1956 (GBl. I S. 321).

2. Die Strafdrohungen sollen nicht nur der allgemei
nen Schwere der unter Strafe gestellten Handlung ent
sprechen; sie müssen zugleich in einem r i c h t i g e n  
V e r h ä l t n i s  z u  d e n  ü b r i g e n  S t r a f d r o h u n 
g e n  stehen. Deshalb ist es erforderlich, bei dem Erlaß 
von Strafbestimmungen von einheitlichen Grundsätzen 
auszugehen und diese auf die einzelnen Strafbestim
mungen anzuwenden.

Es ist die Aufgabe der Gesetzgebung, die angedrohten 
Strafen entsprechend der allgemeinen Schwere der 
unter Strafe gestellten verbrecherischen Handlungen zu 
differenzieren, wobei von den gegenwärtigen Erforder
nissen unserer gesellschaftlichen Entwicklung ausgegan
gen werden muß. Diese Fragen haben gegenwärtig be
sonders aktuelle Bedeutung im Hinblick auf die bevor
stehende Einführung neuer Strafarten, der bedingten 
Verurteilung und des öffentlichen Tadels, für die be
sonders im Bereiche des Wirtschaftsstrafrechts eine 
breite Anwendungsmöglichkeit bestehen wird.

Gegenwärtig ist der Zustand noch recht unterschied
lich; als Beispiel sei auf die sehr stark abweichenden 
Strafen nach der Abgabenordnung, u. a. wegen Steuer
hinterziehung nach § 396 AbgO, und nach dem Gesetz 
zum Schutze des innerdeutschen Handels verwiesen. 
Solche Abweichungen sind durch nichts gerechtfertigt.

Das Inkrafttreten der Strafgesetze
Art. 135 Abs. 2 der Verfassung der Deutschen Demo

kratischen Republik bestimmt, daß Strafgesetze keine 
rückwirkende Kraft haben. Sie können daher frühestens 
mit ihrer Verkündung in Kraft treten. Dieser allge
meine Grundsatz wird für das Ordnungsstrafverfahren 
noch konkretisiert. Es heißt dazu in § 11 Abs. 2 der VO 
vom 3. Februar 1955 über die Festsetzung von Ord
nungsstrafen und die Durchführung des Ordnungsstraf
verfahrens (GBl. S. 128), daß zwischen dem Erlaß und 
dem Inkrafttreten von Ordnungsstrafbestimmungen 
eine Frist von mindestens einem Monat liegen soll. 
Diese Frist von einem Monat, die u. a. zur Popularisie
rung der Rechtsnormen durchaus notwendig ist, sollte 
nicht auf die Ordnungsstrafbestimmungen beschränkt 
bleiben.

Es gibt allerdings einige, wenn auch nur geringfügige 
Verletzungen dieses Grundsatzes, die in Zukunft ver
mieden werden sollten. So wurde z. B. am 11. Januar 
1956 die AO vom 27. Dezember 1955 über die Abrech
nung bewirtschafteter Nahrungsgüter und Industrie
waren durch den Einzelhandel und die Großverbraucher 
(GBl. I S. 51) verkündet. Diese AO, die eine Ordnungs
strafbestimmung enthält, trat gern. § 10 Abs. 1 bereits 
mit Wirkung vom 1. Januar 1956 in Kraft. Auch die 
VO vom 22. Dezember 1955 zur Vorbereitung und 
Durchführung des Investitionsplanes und des General
reparaturplanes sowie der Lizenzen (GBl. I S. 83), die 
am 24. Januar 1956 verkündet wurde, trat gern. § 4 
Abs. 1 bereits am 1. Januar 1956 in Kraft. Schließlich 
sei noch das Brandschutzgesetz vom 18. Januar 1956 
(GBl. I S. 110) genannt, das umfangreiche Strafbestim
mungen enthält und auch erst nach dem Zeitpunkt des 
Inkrafttretens verkündet wurde. Da jedoch nach dem 
verfassungsmäßigen Grundsatz Strafbestimmungen erst 
mit ihrer Verkündung in Kraft treten, ist die erwähnte 
gesetzliche Regelung insoweit unwirksam.

•

Der Zweck dieses Beitrags ist es, einige Bemerkungen 
zur weiteren Verbesserung der Gesetzgebung auf dem 
Gebiet des Wirtschaftsstrafrechts zur Diskussion zu 
stellen. Es wäre wünschenswert, wenn sich besonders 
die Praktiker, die diese Bestimmungen ständig anwen
den müssen, an der Diskussion beteiligten und unter 
Berücksichtigung ihrer Erfahrungen dem Gesetzgeber 
Hinweise und Anregungen gäben.
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